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EJFG

Droht der Handelskrieg in Europa?
Franz-J. Jägeler, Hamburg K

Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft befindet sich in ihrer bisher schwersten Krise. Schon seit 
längerer Zeit mehren sich die Zeichen der Stagnation, zum Teil sogar des Zerfalls innerhalb der Ge
meinschaft. Bisher handelte cs sich allerdings nur um Bereiche, in denen eine gemeinsame Polltik 
eben erst in der Entstehung begriffen ist. Nunmehr jedoch droht auch die bislang stärkste Integrations
klammer der EWG, die Zollunion, zu zerbrechen.

A is erstes Mitgliedsland der EWG hat Italien 
den Artikel neun der römischen Verträge — 

Verbot der Erhebung von Zöllen und Abgaben 
ähnlicher Art zwischen den Mitgliedstaaten -  
praktisch außer Kraft gesetzt. Denn nichts anderes 
als eine klare Importbeschränkung stellt die 
50%ige Bardepotpflicht für Konsumgüter dar, die 
von der italienischen Regierung mit Wirkung vom 
7. Mai erlassen worden ist. Nur wenige Tage spä
ter folgte Dänemark dem italienischen Beispiel mit 
ähnlichen Maßnahmen. Und in Frankreich und 
Großbritannien scheint es nur eine Frage der Zeit 
zu sein, wann diese Länder ebenfalls zum Not
anker handelspolitischer Restriktionen greifen.

Einfuhrbeschränkungen in Italien

Die Bekanntgabe der italienischen Importbe
schränkungen am Vorabend des Maifeiertages 
war spektakulär, konnte den mit den italienischen 
Verhältnissen Vertrauten jedoch nicht überra
schen. Schon seit längerer Zeit nämlich hat 
Italien mit erheblichen Währungs- und Außenhan
delsschwierigkeiten zu kämpfen. In den letzten 
Monaten verschärfte sich die Situation derart, daß 
die konvertiblen Währungsreserven Italiens auf
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den seit vielen Jahren tiefsten Stand von 748 Mrd. 
Lire (rd. 3 Mrd. DM) sanken. Das Defizit der Han
delsbilanz, daß sich bereits 1973 auf 309 Mrd. Lire 
belaufen hatte (gegenüber nur 43 Mrd. Lire im 
Vorjahr), schnellte gleichzeitig auf 550 Mrd. Lire 
im Februar und auf über 660 Mrd. Lire nach den 
bisher vorliegenden Zahlen im März hoch ’).

Mit dem Erlaß der Importrestriktionen soll diese 
besorgniserregende Entwicklung der Zahlungs
und Handelsbilanz nunmehr unter Kontrolle ge
bracht werden. Betroffen von der Bardepotpflicht 
sind nach einer inzwischen vorgelegten Liste 400 
von insgesamt 1070 Warendispositionen, auf die 
italienischen Erklärungen zufolge etwa 40 % des 
im vergangenen Jahre erreichten Einfuhrwertes in 
Höhe von 6740 Mrd. Lire entfielen. Die Schwer
punkte liegen dabei neben Kraftfahrzeugen sowie 
Elektro- und Maschinenbauerzeugnissen auf Nah
rungs- und Genußmitteln wie Fleisch, Lebendvieh, 
Ölsaaten, Milch und Milcherzeugnissen. Ausge
nommen von der Bardepotpflicht sind Importe mit 
einem Einfuhrwert von weniger als 1 Mill. Lire so
wie zeitweilige Einfuhren.

BRD am stärksten betroffen

Hauptleidtragende der italienischen Maßnahmen 
ist die Bundesrepublik Deutschland. Sie ist noch 
vor den USA und Frankreich der wichtigste Han
delspartner Italiens. Dabei hatte die italienische 
Handelsbilanz in den letzten Jahren stets einen 
Überschuß gegenüber der BRD aufgewiesen. Im
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’ ) Vgl. UN, Monthly Bulletin of Statistics; inoffiz ie lle Angaben.
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vergangenen Jahr jedoch kehrte sich diese Ten
denz um: erstmals ergab sich ein Defizit in Höhe 
von fast einer Mrd. DM für Italien.

Insgesamt lieferte die BRD 1973 Waren im Werte 
von 14,98 Mrd. DM nach Italien. Die Tabelle ent
hält eine Liste derjenigen Erzeugnisse, die am 
stärksten von der neuen Bardepotpflicht betrof
fen sind. Danach müssen vor allem die Lieferanten 
von Kraftfahrzeugen und elektronischen Erzeug
nissen sowie die deutschen Landwirte mit mögli
chen Einbußen auf dem italienischen Markt rech
nen. Für sie bestehen drei Möglichkeiten:

□  entweder hinterlegen sie selbst für ihre italieni
schen Handelspartner das Depot, um den Absatz 
nach Italien zu halten,

□  oder der Importeur stellt das Depot durch einen 
Kredit seiner Hausbank,
□  oder aber die Lieferungen werden eingestellt.

Liste der wichtigsten unter die Italienische Bar- 
depotpfiicht fallenden Exporterzeugnisse der BRD

(Ausfuhr nadi Italien in M ill. DM)

Warengruppe 1972 1973

Elektrotechnische Erzeugnisse 1.188,8 1.584,3
Kraftfahrzeuge 1.305.1 1.422.4
Büromaschinen 328,9 378,1
Lebendes Vieh 569,5 528,5
Milch 230,4 302,2
Käse 219,8 236,1
Fleisch 174.1 249,1
Gewebe aus synthetischen 
und Zellulosefasern 73,5 124,2
Gewebe aus Baumwolle 58.1 80,9

Quelle; Statistisches Bundesamt, Außenhandel, Reihe 3, Spezial
handel nach Ländern und Warengruppen. 1972.

Sicherlich kann man davon ausgehen, daß die 
deutschen Exporteure grundsätzlich bereit sind, 
ihren italienischen Geschäftspartnern bei der Fi
nanzierung des Bardepots zu helfen. Schließlich 
ist Insbesondere die bayerische Landwirtschaft in 
hohem Maße auf den italienischen Markt angewie
sen; von ihr wurden im letzten Jahr 60 % der ge
samten deutschen Agrarexporte nach Italien be
stritten. Unter der theoretischen Annahme, daß 
alle deutschen Exporteure die Depotstellung über
nehmen würden, müßte die deutsche Wirtschaft 
jedoch schätzungsweise insgesamt rund 1,5 Mrd. 
DM in Italien binden, um ihre Ausfuhren auf dem 
Vorjahresniveau halten zu können )̂. Bei einem 
angenommenen Jahreszins von 16%  würde die 
Zinsverteuerung für sie 4 % betragen. Dies wäre 
ein zusätzlicher Kostenfaktor, dessen Abwälzungs
möglichkeit aufgrund des staatlichen Preisstopps 
in Italien fraglich ist.

In der Praxis muß deshalb damit gerechnet wer
den, daß zumindest ein Teil der Ausfuhren zukünf
tig unterbleibt, und zwar entweder weil die Expor
teure diese zusätzliche Kostenbelastung nicht tra
gen können, oder aber weil ihre Banken das Kurs
risiko für zu hoch halten und nicht bereit sind, die 
erforderliche Finanzierung zu übernehmen. Ent
sprechend betrug der Rückgang der Lieferungen 
z. B. bei Molkereierzeugnissen bereits in der er
sten vergleichbaren Woche über 50 % gegenüber 
der entsprechenden Vorjahreswoche )̂. Auch im 
Vieh- und Fleischexport waren beträchtliche Aus
fälle zu verzeichnen.

Aufgrund dieser ersten Reaktionen läßt sich selbst
verständlich noch nichts Endgültiges über die wei
tere Entwicklung des Italien-Geschäfts aussagen. 
Eines zumindest scheint jedoch heute bereits fest
zustehen: auch die deutsche Exportwirtschaft steu
ert auf schwere Zeiten zu. Hohe deutsche Export
überschüsse gehören vielleicht schon bald der 
Vergangenheit an. Das gilt um so mehr, als auch 
die steuerpolitischen Maßnahmen, die von der dä
nischen Regierung zur Drosselung der Konsum
güterimporte erlassen worden sind '*), nicht ohne 
Auswirkungen auf die deutschen Exporte bleiben 
werden. Immerhin ist die BRD bei den am stärk
sten betroffenen Warengruppen — Kraftfahrzeuge 
und elektrische Haushaltsgeräte -  traditionell 
Hauptlieferant auf dem dänischen Markt.

Gefahr der Eskalation

Schließlich besteht die begründete Sorge, daß 
weitere wichtige Handelspartner der BRD, wie 
Frankreich und Großbritannien, ebenfalls ihr Heil 
in Importrestriktionen suchen werden. Diese Län
der können angesichts der desolaten Zahlungs
bilanzsituation, in der sie sich befinden, gar nicht 
umhin, eine Reduzierung ihrer Auslandsbezüge 
um jeden Preis zu versuchen.

Die neue Regierung in Bonn scheint sich damit 
auch bereits abgefunden zu haben. Ihr Vorschlag 
zur Lösung der Krise durch gemeinsames Vorge
hen im Rahmen der EWG — unter freiwilliger Hin
nahme eines deutschen Exportrückgangs zugun
sten der europäischen Partner und unter Umstän
den bei Gewährung begrenzter Währungskredite 
-  ist in jedem Fall der bessere Weg als die Allein
gänge, wie sie Italien und Dänemark praktiziert 
haben. Denn sie zerstören den europäischen Eini
gungsprozeß und führen zur Eskalation handels
politischer Schutzmaßnahmen -  weltweit und in
nerhalb der EWG selbst.

>) Diese Schätzung geht von deutschen KonsumgQterexporten 
nach Ita lien in Höhe von 7 Mrd. DM aus.

») Inoffizielle Angaben.
*) Die wichtigsten Maßnahmen sind: Anhebung der Kaufsteuer für 
neue Pkw um 50 '/o. Erhöhung der Kfz-Steuer um ebenfalls 50 •/«, 
Erhebung einer Abgabe von 20 V* des Großhandelspreises für 
Elektro-Haushaitsgeräte sowie zusätzliche Belastungen beim Kauf 
von Spirituosen und Tabakwaren.
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